Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3540 


Sdiriftlidier Berldit 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
einer Straßenverkehrsunfallstatistik 

— Drucksache IV/3293 — 


A. Bericht des Abgeordneten Höhne 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 181. Sitzung 
am 12. Mai 1965 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes zur Durchführung einer 
Straßenverkehrsunfallstatistik — Drucksache IV/3293 
— federführend an den Ausschuß für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen und mitberatend an den Aus- 
schuß für Inneres überwiesen. 

Nach dem Gesetz zur Durchführung einer Straßen- 
verkehrsunfallstatistik vom 18. Mai 1961 werden 
schon jetzt die sog. Bagatellunfälle in vereinfachter 
Form erfaßt, wie sich aus der Gegenüberstellung 
von § 2 Nr. 1 und 2 des Gesetzes ergibt. Die ver- 
einfachte Unfallaufnahme findet nach der jetzigen 
Fassung des Gesetzes für solche Unfälle Anwendung, 
die nur Sachschaden zur Folge haben und bei denen 
die Höhe des Sachschadens 500 DM für alle Unfall- 
beteiligten gemeinsam nicht erreicht. 

Der vorliegende Gesetzentwurf hat eine weitere 
Vereinfachung der Unfallaufnahme zum Gegenstand: 

1. Eine Änderung der Fassung des § 2 Nr. 1 ver- 
schiebt die Abgrenzung für die sogenannten 
Bagatellunfälle in der Weise, daß in Zukunft die 
vereinfachte Unfallaufnahme für solche Unfälle 
zur Anwendung kommen soll, bei denen nur 
Sachschaden entsteht und die Höhe des Sach- 
schadens bei keinem der Unfallbeteiligten 1000 
DM erreicht. 

2. Die Landesregierungen werden in einem neu 
eingefügten § 2 a ermächtigt, für den Bereich 
ihres Landes oder für Teile davon anzuordnen, 
daß die Bagatellunfälle nur zahlenmäßig erfaßt 
werden, daß im übrigen aber auf die vereinfachte 


Unfallaufnahme ganz oder teilweise verzichtet 
wird, wenn dies nach den örtlichen Gegeben- 
heiten vertretbar erscheint. 

Die beabsichtigte Änderung des Gesetzes zur 
Durchführung einer Straßenverkehrsunfallstatistik 
soll die Polizei möglichst weitgehend von den mit 
der Unfallaufnahme verbundenen Büroarbeiten ent- 
lasten, um sie für den Dienst auf der Straße freizu- 
stellen. Angesichts der außerordentlichen Belastung 
der Verkehrspolizei ist dies ein dringendes und 
sachlich gerechtfertigtes Anliegen. 

Bedenken unter dem Gesichtspunkt der Unfall- 
statistik sind nicht gerechtfertigt. Der Aussagewert 
der Unfallstatistik für Bundeszwecke geht durch eine 
weitere Beschränkung bei der Aufnahme der Sach- 
schadensunfälle nicht verloren, da die verbleibende 
statistische Masse auch weiterhin für eine de- 
taillierte Aufgliederung der Straßenverkehrsunfall- 
statistik ausreicht. Soweit die Bereiche der Bundes- 
länder oder örtliche Bereiche der Städte und Ge- 
meinden in Betracht kommen, liegt die Entscheidung 
bei der Landesregierung, ob sie es für vertretbar 
hält, von der Anwendung des neuen § 2 a Gebrauch 
zu machen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf zugestimmt, 
jedoch mit der Maßgabe, 

1. daß das Gesetz „mit Zustimmung des Bundes- 
rates" verabschiedet wird; 

2. daß in § 2 a nach dem Wort „Landesregierung" 
die Worte „oder die von ihnen bestimmten Stel- 
len" eingefügt werden, um den Landesregierun- 
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gen die Möglichkeit zu eröffnen, ihre Anord- 
nungsbefugnis nach § 2 a auf andere Stellen zu 
übertragen. 

Die Bundesregierung hat der vom Bundesrat be- 
schlossenen Änderung des § 2 a zugestimmt, da die 
Übertragung der Anordnungsbefugnis nach § 2 a auf 
andere Stellen zweckmäßig sein kann. Sowohl der 
federführende Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Fernmeldewesen als auch der mitberatende Aus- 
schuß für Inneres haben sich dieser Auffassung an- 
geschlossen. 

Der Ansicht, daß das Gesetz zustimmungsbedürftig 
sei, hat die Bundesregierung widersprochen. 

Nach Auffassung des federführenden Ausschusses 
für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen und des 
mitberatenden Ausschusses für Inneres sollte es in- 
soweit bei der Fassung des Gesetzes nach der Vor- 
lage der Bundesregierung verbleiben. 


Bonn, den 15. Juni 1965 

Höhne 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3293 — mit 
der Maßgabe, daß in § 2 a hinter dem Wort „Landes- 
regierungen“ die Worte „oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen" eingefügt werden, im übrigen 
unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Der Ausschuß für Verkehr, 

Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Bleiß Höhne 

Vorsitzender Berichterstatter 
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